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geforderte Art der Garantieleistung anerkannt und damit 
eine Fehlentscheidung getroffen hat.

Das Recht des Einzelhandelsbetriebes, auf Grund des 
Wahlrechts des Bürgers einen bestimmten Garantiean­
spruch in der Kooperationskette durchzusetzen, bedeutet 
also nicht, daß ohne Vorliegen der Voraussetzungen, die 
den Garantieanspruch rechtfertigen, ein solcher Anspruch 
automatisch verwirklicht werden kann. Die Bestimmungen 
des § 22 Abs. 1 der 6. DVO zum VG und des § 5 der АО 
vom 3. August 1978 sollen lediglich gewährleisten, daß der

Einzelhandelsbetrieb auf Grund einer die berechtigten 
Interessen der Bürger berücksichtigenden Entscheidung 
keine Nachteile erleidet und die ökonomisch stimulierende 
Wirkung auf eine qualitätsgerechte Produktion in den 
Herstellerbetrieben gesichert wird.

1 Vgl. Entscheidung des BVG Berlin, 32-B-66/77, in: Aus der 
Spruchpraxis des Staatlichen Vertragsgerichts, Bd. 8 S. 63.

2 Vgl. Entscheidung des BVG Erfurt, 32—E—41/79.
3 Vgl. Entscheidung des ZVG, 32-AS—509/77, und Entscheidung 

des BVG Suhl, 32-Z-129/77.

I
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Der in den §§ 217 ff. ZGB geregelte Ausleihdienst ist Be­
standteil der zivilrechtlichen Beziehungen bei der plan­
mäßigen Versorgung der Bevölkerung mit Konsumgütern. 
Er erschließt weitere Möglichkeiten zur Deckung des Be­
darfs der Bürger und gestattet zugleich eine rationellere 
Verwendung bestimmter Konsumgüter. Damit trägt der 
Ausleihdienst in spezifischer Form zur Befriedigung der 
materiellen und kulturellen Bedürfnisse der Bürger bei. 
Gegenstand des Ausleihdienstes ist die zeitweilige Ge­
brauchsüberlassung. Auf diese Weise können Bürger solche 
Konsumgüter nutzen, die nur selten bzw. in größeren Ab­
ständen oder für einen zeitweiligen spezifischen Zweck 
(z. B. Urlaub oder Familienfeier) gebraucht werden. In 
den Ausleihdienst einbezogen sind in erster Linie Kon­
sumgüter, die die Hausarbeit erleichtern und der besse­
ren Gestaltung der Freizeit dienen.

Arten der Gebrauchsüberlassung

Die gesamte Regelung der Ausleihe knüpft an die grund­
sätzliche Bestimmung über die Nutzung sozialistischen 
Eigentums durch die Bürger (§ 21 ZGB) an und gestaltet 
die dort festgelegten Rechte und Pflichten der Beteiligten 
weiter aus.

Für den Ausleihdienst ist die entgeltliche Gebrauchs- 
Überlassung typisch (§§217 bis 223 ZGB).l Der Ausleih­
dienst ist eine Dienstleistung volkseigener Einzelhandels­
betriebe, Konsumgenossenschaften und entsprechender Ein­
richtungen gesellschaftlicher Organisationen (FDGB, FDJ, 
DTSB u. a.). Der sozialistische Einzelhandel organisiert 
den Ausleihdienst über Verkaufseinrichtungen, Gaststät­
ten und Hotels sowie über besondere Ausleihstätten. Die 
Entwicklung der Einrichtungen des Ausleihdienstes des so­
zialistischen Einzelhandels ist Bestandteil der von den ört­
lichen Staatsorganen bestätigten Konzeption zur Gestal­
tung des Handelsnetzes.2 Bei der Auswahl der Einrich­
tungen des Ausleihdienstes ist vor allem zu beachten, daß 
bestimmte Konsumgüter vom Bürger dort ausgeliehen 
werden können, wo er sie benötigt; so z. B. Artikel zur 
Feriengestaltung in den Naherholungs- und Urlauberzen­
tren.

Neben der entgeltlichen Ausleihe gibt es einen unent­
geltlichen Ausleihdienst aus gesellschaftlichen Fonds 
(§ 224 ZGB). Konsumgüter aus gesellschaftlichen Fonds 
können entweder von allen Bürgern unentgeltlich ausge­
liehen werden (z. B. bei der Buchausleihe in öffentlichen 
Bibliotheken) oder nur von bestimmten Bürgern (z. B., 
wenn ein Reiseveranstalter den Reiseteilnehmem einräumt, 
seine Bibliothek am Urlaubsort zu nutzen). Sachen aus ge­
sellschaftlichen Fonds können auch durch staatliche Or­
gane, Kombinate, Betriebe, Einrichtungen und gesell­
schaftliche Organisationen an ihre Mitarbeiter unentgelt­

lich ausgeliehen werden. Andere Bürger können von dieser 
Möglichkeit Gebrauch machen, wenn es ihnen aus­
drücklich gestattet wird oder sich dies aus ihren recht­
lichen Beziehungen zu Betrieben usw. ergibt (z. B. Aus­
leihe von Sportgeräten und Sportbekleidung in Betriebs­
ferienheimen auch an betriebsfremde Gäste, die dort be­
herbergt werden).

Auf die unentgeltliche Nutzung gesellschaftlicher Fonds 
durch die zeitweilige Gebrauchsüberlassung von Konsum-, 
gütem (Sachen) finden die zivilrechtlichen Vorschriften 
über den Ausleihdienst Anwendung. Bestehen dafür be­
sondere Rechtsvorschriften, gehen diese den Regelungen 
über den Ausleihdienst vor (vgl. § 224 ZGB).

Der Ausleihdienst wird vorwiegend von Betrieben, 
Konsumgenossenschaften und entsprechenden Einrichtun­
gen gesellschaftlicher Organisationen (Betriebe) durchge­
führt, deren Partner Bürger sind. Überlassen Bürger an­
deren Bürgern Sachen zeitweilig zum Gebrauch, dann ge­
schieht dies überwiegend unentgeltlich. Es handelt sich 
dabei um eine gegenseitige Hilfe in Form der Leihe (§ 280 
ZGB). Wird für die Gebrauchsüberlassung zwischen Bür­
gern ein Entgelt vereinbart, sind die Vorschriften über 
den Ausleihdienst entsprechend anzuwenden.

Partner des Ausleihvertrags

Zur Gebrauchsüberlassung von Sachen ist ein Ausleihver­
trag abzuschließen. Partner der Einrichtungen des Aus­
leihdienstes der Betriebe können einzelne Bürger sein, 
aber auch Personengruppen, 'die staatlichen Organen, 
Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen oder gesellschaft­
lichen Organisationen angehören.

Bürger, die einen Ausleihvertrag abschließen wollen, 
müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben (§49 ZGB). 
Das ergibt sich aus den Pflichten, die den Bürgern u. U. 
aus dem Ausleihvertrag entstehen. Fügen sie der ausge­
liehenen Sache durch die Verletzung ihnen obliegender 
Pflichten schuldhaft einen Schaden zu, dann müssen sie 
diesen ersetzen. Mit einem solchen Risiko können Jugend­
liche bis zu 18 Jahren nicht belastet werden. Davon sind 
auch die Jugendlichen nicht ausgenommen, die das 16. Le­
bensjahr vollendet haben und die Leihgebühren aus eige­
nen Mitteln bezahlen könnten.

Wollen Personengruppen, die staatlichen Organen, 
Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen oder gesellschaft­
lichen Organisationen angehören, einen Ausleihvertrag ab­
schließen, daun muß eine von diesen Institutionen erteilte 
Vollmacht vorgelegt werden. Partner des Ausleihver­
trags werden in diesem Fall die Organe, Kombinate, Be­
triebe, Einrichtungen oder gesellschaftlichen Organisatio­
nen.


